
Kachrchlagew erk: Ja
Amtliche Sammlung; nein

BGB §{> 823 Ac, Bf, 839 C

Die Verletzung einer Deichunterhaltungspflicht, 
die in einem wasserrechtlichen Planfeststellunge- 
verfahren beim Ausbau eines öffentlichen Gewässers 
begründet worden ist, gewährt einem geschädigten 
Deichanlieger keine Aintshaftungsansprüche, sondern 
nur SchadenoersatzonsprÜehe unter den Voraussetzungen 
des f; 823 Abo. 1 BGB.
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Verkündet am 13. Februar I964 
Fieser, Justizangestellter 
als Urkundsbeomter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit 

vertreten durch die Wasser«- und Schiffahrtsäirektion Br#
Ywmmm**,

Beklagten und Revisionsklägerin,
- Frozeßbevollmächtlgter: Rechtsanwalt. Br. -

g e g e n
Frau Margarethe. S a Bl,

Klägerin und Revision©beklagte,
- Frozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Kirchberger -

het der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 20. Januar 1964 unter Mitwirkung des 
Senatapräsidenten Br. Phgendarm sowie der Bundesrichter 
Br. Kreft, Br. Arndt, Br, Hußla und Br. Reinhardt
für Hecht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 3. Zivilsenats des Hanseatischen Ober­
landesgerichts in Bremen vom 20.November 1962 
wird zurückgewiesen.
Die Beklagte hat die Kosten des Revisions- 
rechtezugee zu tragen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Die Klägerin verlangt Schadensersatz wegen Verletzung 
der Pflicht zur Unterhaltung eines Deiches,

Die Klägerin ist Eigentümerin eines Geländes von etwa 
5 1/2 ha an der sogenannten unteren Schweineweide bei Br 
an der Bie Weide liegt an der Einmündung der V<

in die einem linken Bebenfluß der Weser, und
wird im Süden vom Nachbargelände durch einen in das U[

Fleet mündenden Grenzgraben sowie im Westen durch
dieses Fleet abgegrenzt. Der bremische Staat ließ im 
Jahre 1931 die untere Schwejneweide, deren mittlere Höhe 
2,20 ra über ’formal Null (NN) liegt, durch einen Somser- 
deich mit einer Kronenhöhe von 2,70 m Über NN eindeichen.
Im Jahre 1935 wurde bei dem Ausbau der Unterweser durch 
das Deutsche Reich ein Planfestatellungsverfahren einge­
leitet. In diesem Verfahren erging nach dem Planfeststellungs- 
beschloß vom 18, Dezember 1933 ein Beschwerdebescheid des 
Reichsverkehrsministers vom 22. Juli 1935» der u.a. das 
Deutsche Reich fUr verpflichtet erklärte, Gelände an der 

durch Deiche zu schützen, dessen Krone 0,30 m Über 
der gemittelten Höhe des zu schützenden Geländes liegen 
sollte. Da der von im Jahre 1931 an der Schweine-
weide errichtete Deich dieser Forderung bereits entsprach, 
wurde dem Reich nur auf gegeben, dem Staat die
für diese Eindeichung aufgewandtan Kosten zu erstatten 
sowie die Kosten der weiteren Unterhaltung und Erneuerung 
der Deiche zu tragen. Die Parteien sind sich einig, daß 
diese Auflage das Reich verpflichtete, die Deiche (naturaliter) 
zu unterhalten. Nach dem Übergang der Reichswasserstraßen 
auf die beklagte führte diese die Unterhaltungs­
arbeiten am Deich weiter aus. In den Jahren 1956 bis 195S 
wurde die Weide der Klägerin auch in den Sommermonaten häufig
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überflutet. Im Frühjahr 1958 brach der Deich zur 
Bä(P auf dem Haehbergrundstück an der Stelle, bei der der 
Grenzgraben an den Deich stoßt. Fine Vermessung im Sommer 1959 
ergab, daß der Deich auf weite Strecken nicht mehr die Soll­
höhe von 2,70 Über UN hatte. Im Frühjahr I960 brachte die 
Beklagte den Deich v/ieder auf die vorgeschriebene Hohe. Die 
Klägerin ließ daraufhin ihr Land teilweise umbrechen und neu 
ansäen.

Die Klägerin hat vorgetragen: Die Überflutungen ihrer 
Weide seien dadurch verursacht, daß der Deich nicht mehr 
die vorgeochriebene Höhe gehabt habe. Diese Minderhöhe sei 
auf schuldhafte Verletzung der der Beklagten obliegenden 
Pflicht zur Deiehunterhaltung zurückzuführen. Die Klägerin 
habe seit 1956 die Beklagte wiederholt auf die Gefahren hin­
gewiesen. Diese Überflutungen hätten den Grasbestand ver­
schlechtert, Krankheiten bei dem Weidevieh verursacht und 
die Ertragsfähigkeit der Weiden bis ln $as Jahr 1961 er­
heblich vermindert. Die Klägerin errechntet ihre Schäden 
für die Jahre 1956 bis 1961 auf insgesan̂ fc 4.425 DM. Sie 
hot die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung dieses Be- 
ti'agos nebst Zinsen beantragt. ’j

Die Beklagte hat Abweisung der Klag^ beantragt und 
ausgeführt: Das Grundstück sei immer feüdht gev/esen und
der Bewuchs habe sich seit 1951 nicht verschlechtert. Die

$Schäden am Deich, insbesondere die Hauptsfchadensstelle am 
ßrenzgraben seien nur durch das Vieh der klägerin verur­
sacht; dafür habe die Beklagte auch bei A 
zur Deiehunterhaltung keinesfalls einzust«
hätten ihre Beamten ohne Verschulden davoi; ausgehen dürfen. 
Die Klägerin habe somit die Schäden selbe ; verschuldet und 
müsse der Beklagten die Kosten für die Beseitigung der Deich­
lücke erstatten; die Beklagte hat die Aufrechnung mit dieser

mahae einer Pflicht 
>hen. indestens



Gegenforderung.erklärt. Sie beruft sich darauf, daß die 
Ansprüche der Klägerin verjährt seien, da die Klägerin 
ersteals im Jahre 1958 Forderungen erhoben habe*

Im übrigen sei die zur Unterhaltung
des Deiches rechtlich nicht verpflichtet. Diese Ver­
pflichtung habe dem Deutschen Seich nur als Unternehmer 
des Ausbaus der W'eser obgelegen. Sie ergebe sich nicht aus 
der Verwaltung der Bundeswasserstraßen, weil diese Deiche 
nicht zu einer BundeswasseratraSe gehörten. Nach dem All­
gemeinen Kriegsfolgengesetz könne die Klägerin die Erfüllung 
derartiger Ansprüche von der Beklagten nicht verlangen.

Das Landgericht hat die Klage durch Zwischenurteil 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; es hat ange-

fnomraen, daß die Organe der Beklagten die ihr obliegende 
Pflicht zur Unterhaltung des Deiches schuldhaft verletzt 
hätten, so daß die Klägerin Schadensersatz aus § 823 BGB 
verlangen könne, und zwar auch, soweit ihr Vieh diese 
Schäden verursacht habe. Die Berufung der Beklagten ist 
erfolglos geblieben. Dagegen richtet sich deren Revision, 
mit der sie ihren Abweisungsantrag weiterverfolgt. Die 
Klägerin beantragt, die Hevision zurückzuweisen.

Entscheid ungsgründe:

Die Revision ist zulässig, aber unbegründet.
Die Revision ist, da die Revisionssumme nicht erreicht 

und die Revision im Urteil nicht zugelassen ist, nur statt­
haft, wenn es sich um eine Reehtsstreitigkeit über einen 
Anspruch handelt, für den die Landgerichte ohne Rücksicht 
auf den wert des Streitgegenstandes ausschließlich zuständig 
sind, also hier um einen Amtshaftungsanspruch nach § 839 BGB 
und Art. 34 SG ($§ 347 ZPO, 71 GVG).
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Das Berufungsgericht hat eine Haftung der Beklagten 
bejaht, weil diese ihre Pflicht zur Unterhaltung des 
streitigen Deiches schuldhaft verletzt hate. £3 hat dabei 
die Hechtsnatur der Kaf tun.-sgrundlage nicht entschieden, 
sondern folgendes bemerkt:

"Dabei kann auf sich beruhen, ob Haftungsgrundlage $ 825 EGB (Verletzung der Verkehrssicherungspflicht, 
wie das Landgericht angenommen hat) oder f> 839 BGB 
i.V. mit Art. 34 GG bildet, da die eine oder andere 
Vorschrift jedenfalls zur Anwendung kommt. Weder 
stehen § 839 Abs. 1 S. 2 oder Abs. 3 BGB einer An- spruchsbegriindung aus dieser Vorschrift entgegen, 
noch kann sich die Beklagte hinsichtlich ihrer zu-r 
ständigen Beamten bei Inanspruchnahme aus 5 023 BGB 
entlasten ($$ 31, 89 BGB)11.

Die Revision meint, da das Berufungsgericht die Frage 
offengelassen habe, ob § 823 BGB oder § 839 BGB Kaftungs- 
grundlage sei, sei die Entscheidung auch auf § 839 BGB 
gestützt. Das ist unrichtig, denn das Berufungsgericht 
hat nur ausgeführt, daß "die eine o d e r  die andere 
Vorschrift jedenfalls zur Anviiendung komme", hat aber nicht 
- wie die Revision das Urteil lesen will - erklärt, daß 
eine Haftung aus § 823 u n d  § 839 BGB gegeben sei.
Denn das Oberlandesgericht hat offensichtlich nicht ver­
kannt, daß sich diese beiden Vorschriften ausechließen, 
also nicht nebeneinander als Kaftungsgrunöläge in Frage 
kommen. Im Übrigen würde diese Auclegung der Revision 
keinesfalls zum Erfolg verhelfen. Denn dann hätte das 
Berufungsgericht zwei Ansprüche bejaht, nämlich den An­
spruch au3 allgemeinem Deliktsrecht nach § 823 BGB und 
einen Anspruch wegen Amtspflichtverletzung aus § 839 BGB, 
von denen nur der Amtohaftungsanepruch revisibel wäre; 
in einem solchen Fall müßte die Revision ohne sachlich- 
rechtliche Überprüfung zurückgewiesen werden, weil die 
Verurteilung aus § 823 BGB der Nachprüfung durch das Re-
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visionsgericht entzogen wäre und auf jeden Fall - auch wenn 
die übrigen Erörterungen unrichtig wären - bestehenbleiben 
mUßte (BGH Urt. vom 27» November 1961 - III ZR 155/60 
= KJY/ 1962, 591; auch 3GKZ 55, 99).

Im vorliegenden Pall handelt es sich nicht um mehrere 
verschiedene Ansprüche, sondern um einen einzigen Anspruch, 
der aus einem bestimmten Ereignis hergeleitet wird und 
dessen rechtliche Katur im Berufungsurteil nach den Grund­
sätzen über die Verurteilung aus wahlweisem Haftungsgrund 
(BGHZ 14, 363) offengeblieben ist. Bei diesem Anspruch han­
delt es sieh, wie unter näher ausgeführt wird, um einen re- 
.visionsrechtlich nicht privilegierten Anspruch aus § 823 
Abs. 1 BGB; doch ist die Revision schon deshalb zulässig, 
weil gerade der Streit der Parteien darum geht, ob der 
Anspruch bei richtiger rechtlicher Würdigung ein für das 
Revisionsverfahren privilegierter Anspruch ist,und die 
rechtliche Einordnung des Klaganspruchs als eines solchen 
Anspruchs nicht von vornherein als abwegig erscheint. Das 
entspricht der neueren Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs; indessen wird die Revision dann - wenn die Prüfung

V.

einen irrevisiblen Anspruch ergibt - nur insoweit eröffnet, 
als eo um die Prüfung der Rechtsnatur des Anspruches geht 
(BGHZ 40, 76). Damit ist die Revision hier zwar zulässig, 
jedoch unbegründet, weil Kaftungsgrund entgegen der Auf­
fassung der Revision die Bestimmung des § 823 BGB und 
nicht der § 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 GG ist.

Das Berufungsgericht hat die Verurteilung darauf ge­
stutzt, daß das Eigentum der Klägerin dadurch verletzt 
worden sei, daß die Organe oder Bediensteten der Beklagten 
die Pflicht zur Unterhaltung des Deiches schuldhaft ver­
nachlässigt hätten. lieso dem Deutschen Reich im Jahre 1935 
im Planfeststellungsverfahren auferlegte Deichunterhaltungs-



7

pflicht sei mit ~bergang der Heichswasserotraßen auf die 
Beklagte im Jahre 1949 auf diese übergegongen. Bas Ober­
land eager i cht hat damit der Klägerin Ansprüche wegen Ver­
letzung ihres Eigentums zugebilligt, weil die Organe der 
Beklagten durch Vernachlässigung einer Beichunterhaltungs- 
pflicht diese Eigentumsverletzung verursacht und dabei pflicht­
widrig sowie schuldhaft gehandelt hätten. Das ist ein Fall 
des 5 823 Abs. 1 BGB.

Die Beichunterhaltungspflicht gründet sich zwar auf 
öffentliches Hecht, sie ist hier sogar durch Verwcltungs- 
akt begründet worden und ist nach heutiger Auffassung eine 
der Allgemeinheit gegenüber bestehende öffentlich-rechtliche 
Last, doch begründet eine solche öffentlich-rechtliche Lest 
nicht ohne weiteres Amtspflichten bestimmten auasenstehenrien 
Dritten gegenüber (§ 839 3GB). Die Deichunterhaltungspflicht 
wurde hier in einem Planfeststellungsverfahren auf Grund 
des bremischen Gesetzes über der. Ausbau öffentlicher Flüsse 
vom 17. Juli 1931 (GBl 189) begründet. Die Flanfestotellung 
ist ein rcchtsgestaltender Verwaltungsakt, der die öffent­
lich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Unternehmer eines 
wasserrechtlichen Vorhabens und den dadurch Betroffenen 
regelt, die Möglichkeit von Schäden für die Betroffenen 
durch Bedingungen oder Auflagen an den Unternehmer aus- 
,-leicht und für besondere Gpfer Entschädigungen feotsetzt 
(Wusthoff, Einführung in das deutsche Wasserrecht 3* Auflage 1982 
S. 93)• Bin derartiges Planfeststellungsverfahren im Wasser- 
recht ähnelt dem Verfahren bei Enteignungen von Grundstücken.
Der Planfeststellungsbeschluß ersetzt dabei alle nach 
sonstigen Vorschriften erforderlichen öffentlich-rechtlichen 
Erlaubnisse, Bewilligungen, Verleihungen oder Zustimmungen.
Hach § 4 des bremischen Gesetzes vom 17. Juli 1931 oblag 
den Unternehmer die Herstellung derjenigen Einrichtungen, 
die infolge des Unternehmens zur Sicherung von Grundstücken
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und Anlagen gegen Gefahren oder Nachteile notwendig waren, 
wenn derartige Einrichtungen mit dein Unternehmen vereinbar 
und wirtschaftlich gerechtfertigt erschienen. Gemäß § 4 
Abo. .3 hat der Unternehmer in eines solchen Fall die von 
ihm herzustcllenden Einrichtungen später auch zu unter­
halten. Die genaue Bezeichnung der Schutzeinrichtungen und 
die Festsetzung etwaiger Entsohädigungsleistungen erfolgt 
in einem förmlichen KLanfeststellungsbeeehluß. (§ 12). Nach 
§ 3 kann dann der Betroffene Entschädigung wegen nachteiliger 
Einwirkungen vom Unternehmer nur verlangen, wenn Einrichtungen 
zur Abstellung der nachteiligen Wirkungen mit dem Unter­
nehmen nicht vereinbar oder wirtschaftlich nicht gerecht­
fertigt sind. Barum handelt es sich hier jedoch nicht, 
sondern um die Folgen eines Verstoßes gegen die im KLan- 
festsetzungsbeochluß dem Unternehmer auferlegten Auflagen 
und Verpflichtungen, nämlich hier um die Mißachtung der 
Auflage, den streitigen Sommerdeich zu unterhalten. Das 
biemische Gesetz' vom 17. Juli 1931 regelt nicht ausdrück­
lich die Frage, wie die Schäden bei der Mißachtung der­
artiger Auflagen auszugleichen sind; dafür sind deshalb 
die allgemeinen Hechtsgrundsätze des Sehadensausgleichea 
maßgeblich.

Die Deichunterhaltungspflichten waren früher landes­
rechtlich gerodelt, und zwar durchweg Öffentlich-rechtlich; 
nur einige wenige Länder hatten die Deichunterbaltungspflicbt 
privntrechtlich ausgestaltet. Die bremische Deichordnung 
vom 27. Dezember 1878 (GS 277) behandelte die Beichunter- 
haltungopflicht eindeutig öffentlich-rechtlich (vgl, $<} 7»
8, 10). Inzwischen hat sich für die gesamte deutsche Wasser­
wirtschaft und die Gewässerbenutzung der Übergang von der 
privatrechtlichen zur öffentlich-rechtlichen Auffassung 
und Regelung durchgeaetzt, insbesondere durch das Wasser- 
haushaltsgcsetz des Bundes vom 27. Juli 1957 (BGBl I 1110)
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und die daraufhin erlassenen neuen '»Vassergesetze der Länder„ 
Auch nach dem Wassergesetz für Bremen vom 13. März 1962 
(GBl 59)» das allerdings erst nach Erlaf3 des Berufungs- 
urteilo verkündet worden ist, ist die Pflicht zur Unter­
haltung der Gewässer einschließlich der Deiche und Dämme 
eine öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit, deren Erfüllung 
durch dio Was3erbehörden vorbehaltlich des nachfolgenden 
privatrechtlichen Kostenausgleicha zwangsweise durchgesetzt 
wird. Zwar ist auch da3 Wasserhaushaltsgesetz des Bundes 
von 1957 erst am 1. März I960 in Kraft getreten, doch 
knüpft seine Regelung jedenfalls in Bremen an die damalige 
Rechtslage und Rechtsentwicklung an und macht die Rechts- 
läge insbesondere deutlicher. Seine Bestimmungen können 
zur Lösung des Palles mit verwertet werden. Unter Berück­
sichtigung dieses Gesetzes gilt folgendes: .

Für die Unterhaltung eines Gewässers einschließlich 
der Deiche gelten Anordnungen älterer und früherer Plan- 
feststellungsverfahren weiter (§§ 28 Abs. 2, 31). § 4 des 
Gesetzes bestätigt, daß die nach Wasserrecht erforderlichen 
Erlaubnisse oder Bewilligungen unter Festsetzung von Be­
dingungen und Auflagen erteilt werden können. Während 
Öffentlich-rechtliche Bedingungen festumrissene Beschränkungen 
eines Rechts, insbesondere einer Bewilligung oder Verleihung 
darstellcn, sind Auflagen hoheitliche Anordnungen, die 
•.elbständig erswingbar sind. Hier war dem Unternehmer des 
Aucbaus der Unterweser im Flanfeststellungsbeschluß die 
Auflage erteilt, den streitigen Sommerdeich zu unterhalten. 
Damit war ihm die öffentlich-rechtliche Pflicht zur Unter­
haltung auferlegt. Wegen nachteiliger Wirkungen einer be­
willigten Benutzung kann zwar der Betroffene, wie jetzt 
§ 11 des Wasserheushaltsgesetzee klarstellt, gegen den 
Unternehmer keine Ansprüche geltend machen, die auf die
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Beseitigung der Störung, auf Unterlassung der Benutzung, 
auf Herstellung von Schutzeinrichtungen oder auf Schadens­
ersatz gerichtet sind, doch werden dadurch Schadenersatz­
ansprüche wegen nachteiliger Wirkungen nicht ausgeschlossen, 
die darauf beruhen, daß der Inhaber der Bewilligung ange­
ordnete Auflagen nicht erfüllt»

Danach ergibt sich weiter folgendes: Die Deichunter­
haltungspflicht 1st nicht eine Pflicht, die nur den Beich- 
anliegern gegenüber besteht, sondern eine der Allgemeinheit 
gegenüber obliegende öffentliche Last oder Pflicht, deren 
Erfüllung durch die Aufsichtsbehörde im Verwaltungswege 
erzwungen werden kann. Ein Dritter kann nicht gegen den 
Unterhaltungspflichtigen auf Erfüllung dieser Pflicht vor 
den Zivilgerichten klagen; dafür sorgt auf seine Anregung 
die Aufsichtsbehörde, die der Betroffene notfalls durch 
verwaltungsgerichtlicfce Klage zum Einschreiten veranlassen 
Kann» Die Bestimmungen über eine Unterhaltungspflicht sind 
deshalb auch keine Schutzgesetze im Sinne des § 823 Abs.2 BGB, 
weil diese Pflicht nur der Allgemeinheit gegenüber besteht, 
so daß eine schuldhafte Verletzung der Pflicht für sich 
allein keine Schadensersatzpflicht begründet, wenn nicht 
die besonderen Tatbestände des § 823 Abs. 1 BGB gegeben 
sind. Die Unterhaltungspflicht kann sowohl Privatpersonen 
wie Behörden oder juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts obliegen. Das Gesetz unterscheidet bei Verletzungen 
der Unterhaltspflicht nicht nach der Person des Verpflichteten. 
Die ünterhaitungspflicht begründet deshalb auch keine Amts­
pflicht gegenüber bestimmten Dritten, obwohl die Beamten 
kraft ihres Amtes diese Pflichten wie sonstige gesetzliche 
Anordnungen zu befolgen haben. Die Verletzung der der All­
gemeinheit gegenüber bestehenden Öffentlich-rechtlichen 
Unterhaltungspflicht begründet somit Schadensersatzansprüche 
nur über £ 823 Abs. 1 BGB (vgl. Bochalli* Besonderes Vor-
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waltungsrecht 2. Aufl. 1963 3. 275; Gieseke-Wiedemann, 
Wasoerhaushaltsgcoetz I963 § 28 Amn. 2; Wiisthoff, .Ein­
führung in das Deutsche Wasserrecht 3. Aufl. S. 121). 
Ähnlich hat die Rechtsprechung im Zusammenhang mit der 
Verkehrssicherungapflicht an öffentlichen Wegen oder 
Wasserstraßen ausgesprochen, daß die Verletzung der 
öffentlich-rechtlichen Wegeunterhaltungspflicht oder 
Wegebaulast, die ebenfalls sowohl Privatpersonen als 
auch öffentlich-rechtlichen Hechtsträgern obliegen können, 
auch dann keine Verletzung von Amtspflichten im Sinne 
des § 839 BGB darstellt, wenn der verpflichtete öffent­
lich-rechtliche Hechtsträger damit eine öffentlich- 
rechtliche Fürsorgepflicht erfiiJlt, weil die Hechts­
ordnung insoweit keinen Unterschied nach der Person 
des Pflichtigen macht (RGZ 154, 16/25; BGHZ 9» 373;
BGH IM EGB § 823 De Nr. 3, De Kr. 15 und Db Kr. 11).

Die Verletzung der öffentlich-rechtlichen Deich- 
unterhaltungopflicht begründet deshalb Sqhadensersatz- 
ansprUche nur über § 823 Abs, 1 BGB, also nur wenn durch 
die schuldhafte Pflichtverletzung zugleich eines der 
dort erwähnten Reehtsgütor verletzt wird. Das hatte die 
Klägerin auch vorgetragen.

Das.Berufungsgericht konnte somit in dem angefochteten 
Urteil nach dieser - richtigen - rechtlichen Würdigung 
einen Anspruch nur aus § 823 Abs, 1 BGB dem Grunde nach 
für die Klägerin zuerkennen, dessen Nachprüfung dem 
Revisionsgericht jedoch versagt ist, v;eil die Revisions- 
summe nicht erreicht und die Revision nicht zugelassen 
ist.
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Dio Revision muß daher mit der Kostenfolge des § 97 ZPO 
zurückgewiesen werden»
Er. Pegendarm Dr« Kreft Er. Arndt

Er. HuSla Dr. Reinhardt
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